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Die Übertragungsnetzbetreiber fordern bis 2030 knapp
15.000 km Netzausbau mit Investitionskosten von 79 Mrd. €,
bis 2035 fast 18.000 km mit Investitionskosten von 95 Mrd.
€.

Die Bundesnetzagentur hält davon einen wesentlichen Teil
für erforderlich, nämlich bis 2030 einen Netzausbau von
insgesamt rund 12.000 km mit Investitionskosten von gut
60 Mrd. € (der Zeitraum bis 2035 wurde von der
Bundesnetzagentur nicht geprüft).

Der von der Bundesnetzagentur bestätigte
Netzentwicklungsplan bildet die Grundlage für die
Novellierung des Bundesbedarfsplangesetzes.

Zur Vermeidung von kostenintensiven
Fehlinvestitionen erscheint deshalb die hier
vorgelegte Bewertung des Netzentwicklungsplans
dringlich.

Würzburg/Wiesbaden, 17. Februar 2020

W. BAUMANN und L.J. JARASS
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1 Grundlegender Umbau der
Energieversorgung

Die deutsche Bundesregierung hat einen grundlegenden
Umbau der deutschen Energieversorgung beschlossen.1
Durch diese Energiewende soll Deutschland eine der
energieeffizientesten und umweltschonendsten
Volkswirtschaften der Welt werden und gleichzeitig sollen
Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands gestärkt
werden.

Folgende energiepolitischen Ziele wurden im
Netzentwicklungsplan berücksichtigt2:

Reduktion der Treibhausgasemissionen gegenüber 1990
um 55% bis 2030 und um 80...95% bis 2050, davon bis
2030 in der Industrie um rund 50% und in der
Energiewirtschaft um gut 60%.
Senkung des Primärenergieverbrauchs gegenüber 2008
um 20% bis 2020 und um 50% bis 2050.
Minderung des Stromverbrauchs gegenüber 2008 um
10% bis 2020 und um 25% bis 2050.
Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie bis Ende
2022.
Erhöhung der Stromproduktion aus Kraft-Wärme-
Kopplungs-Kraftwerken auf 120 TWh/a bis 2025.
Erhöhung des Anteils des aus erneuerbaren Energien
(EE)3 erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch bis
2030 auf 65% und bis 2050 auf mindestens 80%.
Erhöhung der installierten Leistung der Offshore-
Windkraftwerke von 3,3 GW in 2015 auf 15 GW im Jahr



2030, zuzüglich Onshore-Windkraftwerke dann
insgesamt fast 100 GW.

Abb. 1.14 zeigt die Reduzierung der strombedingten CO2-
Emissionen bis 2018 und die im Netzentwicklungsplan
berücksichtigten Ziele bis 2035.
Abb. 1.1: Strombedingte CO2-Emissionen bis 2018 und Ziele bis 2035

laut Netzentwicklungsplan

Ergebnis:
Reduktion der strombedingten CO2-Emissionen von 455
Mio. t CO2 in 1990 auf 240 Mio. t CO2 in 2025 (nur noch
gut die Hälfte wie in 1990),
auf 184 Mio. t CO2 in 2030 (nur noch zwei Fünftel wie in
1990) und
auf 127 Mio. t CO2 in 2035 (nur noch gut ein Viertel wie
in 1990).

Diese sehr ambitionierte Reduzierung der strombedingten
CO2-Emissionen wird ohne eine massive Reduzierung der
Kohlestromproduktion und damit auch des



Kohlestromexports nicht erreicht werden können.
Entsprechend hat die von der Bundesregierung eingesetzte
überparteiliche Kommission Anfang 2019 für Deutschland
einen vollständigen Ausstieg aus der Kohleverstromung bis
2038 beschlossen5. Der Kohleausstieg könnte erhebliche
Entschädigungszahlungen nach sich ziehen.6

Kohleausstieg bis spätestens 2038
Ende Januar 2019 hat die von der Bundesregierung
eingesetzte Kohlekommission den kompletten Ausstieg aus
der deutschen Kohleverstromung bis spätestens 2038
vorgeschlagen.7 Mittlerweile wurden von der
Bundesregierung erste Schritte zur Umsetzung des
Kohleausstiegs beschlossen.8

Netzentwicklungsplan Strom 2019, 2. Entwurf, 15.
April 2019
Der 2. Entwurf des Netzentwicklungsplans Strom 20199
sieht bis 2030 einen Netzausbau von knapp 15.000 km mit
Investitionskosten von 79 Mrd. € vor, bis 2035 fast 18.000
km mit Investitionskosten von 95 Mrd. €10.

Vorläufige Prüfungsergebnisse der
Bundesnetzagentur, 06. August 2019
Die Bundesnetzagentur hält einen wesentlichen Teil der
Planungen der Übertragungsnetzbetreiber für erforderlich,
nämlich bis 2030 einen Netzausbau von insgesamt rund
12.000 km mit Investitionskosten von gut 60 Mrd. € (der
Zeitraum bis 2035 wurde von der Bundesnetzagentur nicht
geprüft).

Bestätigung des Netzentwicklungsplan Strom 2019,
20. Dezember 2019



Der von der Bundesnetzagentur bestätigte
Netzentwicklungsplan Strom 201911 bildet die Grundlage für
die in 2020 anstehende Novellierung des
Bundesbedarfsplangesetzes.12 Zur Vermeidung von
kostenintensiven Fehlinvestitionen erscheint deshalb eine
Bewertung des Netzentwicklungsplans Strom dringlich.

1 [Koalitionsvertrag 2018, S. 71-74 und S. 142-143]; [Klimaschutzplan 2016];
siehe hierzu auch [Hirschhausen et al. 2018].

2 [NEP 2019-2030/S, S. 148, Kap. 5]. Zum Netzentwicklungsplan siehe auch
[Brakelmann/Jarass 2019a].

3 Stromproduktion aus erneuerbaren Energien wird im Folgenden mit EE-
Stromproduktion bezeichnet. Kraftwerke, die erneuerbare Energien in
elektrische Energie umwandeln, werden mit EE-Kraftwerke bezeichnet.

4 Quellen: Für 1990 [NEP 2019-2030/2, S. 116, Abb. 47]; Schätzung der
zeitlichen Entwicklung bis 2018 mit Hilfe der in [Icha 2019] angegebenen
zeitlichen Entwicklung; Ziele für 2025, 2030 und 2035 laut [NEP 2019-2030/vP,
S. 20].

5 [Kohleausstieg 2019]. Der Beschluss erfolgte mit nur einer Gegenstimme, die
auf einem noch schnelleren Ausstieg bestand. Zu Grundsatzfragen des
Umwelt- und Planungsrechts in Zeiten des Klimawandels siehe [Heß 2019].

6 [Schwintowski 2019].
7 [Kohleausstieg 2019, S. 63/64].
8 [Kohleausstieg Eckpunkte 2019]; [Kohleausstieg Gesetzgebung 2019].
9 [NEP 2019-2030/2].
10 Siehe Kap. 3.3.
11 Der in diesem Buch diskutierte Netzentwicklungsplan 2019 wird im offiziellen

Dokument [NEP 2019-2030/B] als Netzentwicklungsplan Strom 2019-2030,
Version 2019 bezeichnet. Frühere Versionen wurden nach dem Zieljahr
bezeichnet, z.B. der Netzentwicklungsplan 2015 mit Netzentwicklungsplan
Strom 2025 (Zieljahr 2025). Um Verwechslungen – auch mit späteren
Versionen des Netzentwicklungsplans – zu vermeiden, wird in diesem Buch
jeder Netzentwicklungsplan außer dem Netzentwicklungsplan 2019 mit dem
Entstehungsjahr benannt. Der hier zur Diskussion stehende
Netzentwicklungsplan Strom 2019-2030, Version 2019 wird zur Vereinfachung
durchgängig als Netzentwicklungsplan bezeichnet. Die einzelnen Versionen
des Netzentwicklungsplans sind in den Quellen mit [NEP 2019-2030/...]
aufgelistet.


